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 STAATSRAT, VERWALTUNGSSTREITSACHENABTEILUNG 
 
 
 
 E NT S C H E I D 
 
 
 Nr. 223.144 vom 15. April 2013 
 
 
 
A. 205.586/Vbis-88 
 
In der Rechtssache : MARQUET Marianne, 

Wahldomizil bei  
Herrn Guido ZIANS und  
Frau Andrea HAAS, Rechtsanwälte, 

 Aachener Straße 76 
 4780 Sankt Vith, 
 
 gegen : 
 

die Gemeinde Lontzen. 
 

 
------------------------------------------------------------------------------------------------------ 
 
 DER PRÄSIDENT DER KAMMER Vbis, 

 
 
Aufgrund der am 13. Juli 2012 eingereichten Antragschrift, mit der 

Marianne MARQUET die Nichtigerklärung des Beschlusses des Gemeinderats von 
Lontzen vom 15. Mai 2012, mit der Pascal NEUMANN zum Gemeindesekretär 
ernannt wird, beantragt; 

 
Aufgrund des Schreibens der beklagten Partei vom 8. November 2012; 
 

  Aufgrund des von Herrn WIMMER, Auditor beim Staatsrat, gemäß 
Artikel 93 der allgemeinen Verfahrensordnung erstatteten Berichts; 
 
  Aufgrund des Beschlusses vom 30. Januar 2013, der die Parteien lädt, 
auf der öffentlichen Sitzung vom 13. März 2013 um 14.30 Uhr zu erscheinen; 
 
  Aufgrund der Zustellung dieses Beschlusses und des Berichts an die 
Parteien; 
 
  Nach Anhörung des Herrn HANOTIAU, Kammerpräsident, in seinem 
Bericht; 
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  Nach Anhörung der Bemerkungen von Herrn Guido ZIANS, 
Rechtsanwalt, der für die klagende Partei erscheint, und von Herrn M. HISSEL, 
Rechtsanwalt, loco die Herren F. CULOT und P. HENRY, Rechtsanwälte, der für 
die beklagte Partei erscheint; 
 
  Nach Anhörung der gleichlautenden Stellungnahme von 
Herrn WIMMER, Auditor; 
 

Aufgrund des Titels VI, Kapitel II, der am 12. Januar 1973 koordinierten 
Gesetze über den Staatsrat; 
 
    In der Erwägung, dass in einem Schreiben vom 8. November 2012 die 
beklagte Partei dem Staatsrat mitgeteilt hat, sie habe am 16. August 2012 
beschlossen, die beanstandete Entscheidung zurückzuziehen; dass dieser Beschluss 
mit der vorgeschriebenen Rechtsmittelbelehrung Pascal NEUMANN am 28. August 
2012 zugestellt worden ist; dass der Rücknahmebeschluss nicht angefochten wurde 
und folglich definitiv ist; dass es festzustellen ist, dass die Klage im Laufe des 
Verfahrens gegenstandslos geworden ist; dass aufgrund der Umstände die Kosten zu 
Lasten der beklagten Partei zu legen sind, 
 
 

E N T S C H E I D E T : 
 
 
Artikel 1. 
 
    Die Nichtigkeitsklage wird abgewiesen. 
 
Artikel 2. 
 
    Die Kosten, festgelegt auf 175 Euro, werden zu Lasten der beklagten 
Partei gelegt. 
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    Verkündet in Brüssel in öffentlicher Sitzung der Kammer Vbis am 
fünfzehnten April zweitausenddreizehn von : 
 
 
  Herrn  HANOTIAU,   Kammerpräsident, 
  Frau   WIAME,   Kanzler. 
 
 
 Der Kanzler, Der Präsident, 
 
 
 
 
 V. WIAME.   M. HANOTIAU. 


